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In der heutigen Sitzung des trational:L"ates wurden 5 Anfragen 

. eing7raCh"~ 

111J 

der Abg. Ernst Fis c her und GenQss~:Q. 

an den Bundeskanzler, 

I 
I 

. ! 

betreffend die Verletzung der verfassungsmässi:g verbürgten staatsbürgerlichen 
I 

Freiheiten durch Erpressu.ng und Einschüchterung gegen Anhänger des Welt-

friedens. 
-e-.-

Die Sammlung von Unterschrifton unter dem Aufruf des Weltfriedens­

rates our Ächtung der Atombombe und die Vorbereitung des ersten österreich1~· 

sch~nFriedenskongresses am 100 und 110 Juni 1950 sind zum Gegenstand einer 

Ka.m.pagne der Erpressung und des Gesinnungstexrol's gemaoht worden, die eine 

Sohande far jedesdempkratische Land'ist~ 

Es ist der traurige Rubin derBundesregierung~ die einzige Regierung 

der Welt zu sein, die sich duroh einen Ml.niaterratsbeschluss offiZiell der 

Frieclensbewegung entgegengeetellt:hat. Durch den Min,isterratsbeschluss vom 

23.J4ai 1950 hat eie die Verantwortung für den Gasinnungsterror und die Er<­

pressungen übernommen, die ven amtlichen Stellen und durch die Regierungs­

presse gegen jene verübt werden? die. sich durch ihre. Unterschrift zum Verbot· 

der Atomwaffe bekennen w&11en4 

:Q'em Beiapi GI der Regi erllng' ist die Niedarösterreichisohe Lande sregi rJ"; 
" 

nng, der .Linzer Magistrat uoa. gefolgt,. bei der. Polizei und Gendarmerie, 

sowie im Beraich der Post und Telegraphenverwaltung wird unter Verletzung der 

--verfassungsmässig zugesicherten Meil!llUDgsfreiheit alles unternomment Um staats­

beamte von der J.usübu~ ihrer demokratischen gtaat$bürger~echteabzuhalten. 
Dabei wird gegen Beamte unverhüllter; Gesinnungsterror bis zur Bedrohung ~rer 

wirtschaft,lichen Existenz ausgeübto ' 
Unbehelligt dürfen die Lei t~en der beiden Regierlingsparte1en zu 

Gewaltakten gegen die Unterschriftensammler aufrufen, wie dies u.a. die Zentral­
organe bäidar Regierungsparteiengetan haben. Für all dies trägt die Jtegie:J,"lmg 
durch ihren Ministerratsbeschlussdie Verantwortunge -

Die unterzeiohneten Abgeordneten pro~~stierenauf das schärfste gegon 
die Verletzung der verfassungsmäsaiggarantierlen Meinungsfreiheit und r1chteIl 
a.n den Herrn Bundeskanzler :(olgende .... -

A_n fr a ~ 
Ist der ,Herr Bu.ndeskanzler bf,lreit p . für die sofo,:,tiae J.bstellung der, 

verfa.ssungswidrigen EinschränkUngen der Friedenseewegungzu sorgen? 
..,0 .... -
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